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RECHTSTIPP

Optimale Gestaltung 
von Arbeitsverträgen für ZMF

D urch  d ie  o p t im a le  G e s ta ltun g  von  A rb e its v e rträ g e n  k ö n n e n  P ersona lkosten  v o n  bis zu 20%  e in g e sp a rt w e rd e n . Bei 
ih re r  G e s ta ltun g  la u e r t je d o ch  e in e  V ie lz a h l v o n  F a lls tricken , d ie  es zu  ve rm e id e n  g i l t .  D er F a ch a n w a lt fü r  A rb e its re c h t 
H ans-Jürgen  M a rx  e r lä u te r t  im  F o lg e n d e n , w o ra u f  im  E inze lnen  zu  a ch te n  ist.

1. Fallstrick: s c hriftlicher A rb e its v e rtra g  fe h lt
In der Praxis g ib t es im m er noch eine Reihe von Zahnärzten, die 
überhaupt keine schriftlichen Arbeitsverträge m it zahnmedizi­
nischen Fachangestellten (ZMF) abschließen. Dabei w ird  häufig  
verkannt, dass dann, w enn kein schriftlicher Arbeitsvertrag exis­
tiert, die gesetzlichen Regelungen gelten, die fast alle sehr arbeit­
nehm erfreundlich ausgestaltet sind und zu erheblichen M ehr­
kosten fü r den Arbe itgeber führen.
So sind beispielsweise die gesetzlichen Kündigungsfristen nach 
dem BGB so ausgestaltet, dass lediglich der Arbeitgeber im Falle 
der Kündigung bei einer längeren Betriebszugehörigkeit eine län­
gere Kündigungsfrist einhalten muss. Besteht z.B. das Arbeits­
verhältnis m it der ZMF bereits seit über 20 Jahren, muss der Ar­
beitgeber im Falle einer Kündigung die verlängerte Kündigungsfrist 
von 7 M onaten zum  M onatsende einhalten, w ährend die ZMF, 
w enn  sie selbst kü n d ig t, m it der kurzen K ünd igungs fris t von 
4  W ochen zum M onatsende oder zum  15. eines M onats unm it­
te lbar zu einem Konkurrenten wechseln kann. Hätte der Zahn­
arzt m it der ZMF einen schriftlichen Arbeitsvertrag abgeschlossen 
und in diesem Arbeitsvertrag eine Regelung dergestalt aufge­
nommen, dass die ZMF im Falle der eigenen Kündigung die gleiche 
verlängerte Kündigungsfrist w ie  der Arbeitgeber einzuhalten hat, 
hä tte  er diesen schnellen Wechsel zu einem unm itte lbaren Kon­
kurrenten problem los verm eiden können.

In der Praxis w ird  häufig  verkannt, dass nach dem sogenannten 
Nachweisgesetz jeder A rbe itgeber sogar dazu ve rp flich te t ist, 
einen schriftlichen Arbeitsvertrag m it seinem A rbe itnehm er ab­
zuschließen. Dieses auf den ersten Blick für den Arbeitgeber nach­
te ilige Gesetz hat aber den entscheidenden Vorteil, dass dieser 
nunm ehr die M ög lichke it hat, das Nachweisgesetz zum Anlass 
fü r den Abschluss eines schriftlichen Arbeitsvertrages zu nehmen 
und den Vertrag so auszugestalten, dass seine Interessen optimal 
gew ahrt sind, w odurch  Personalkosten von bis zu 2 0 %  einge­
spart werden können.

2. Fallstrick: B e zu g n ah m e  a u f T a rifv e rtra g
Bei vielen Zahnärzten herrscht noch im m er der w e itverbre ite te  
Irrglaube, dass alle w ichtigen Konditionen des Arbeitsverhältnis­
ses w ie  Gehalt, Urlaubstage etc. ohnehin in den jeweiligen Tarif­
verträgen fü r ZMF festgelegt und diese Tarifverträge fü r  beide 
Vertragsparteien verb ind lich  sind. Hier w ird  o ft  verkannt, dass 
zwar in vielen Bundesländern entsprechende Tarifverträge fü r ZMF 
existieren, diese jedoch n ich t fü r  a llgem einverb indlich  erklärt 
w urden , sodass sie n icht autom atisch au f das Arbeitsverhältnis 
anzuwenden sind.
Diese Tarifverträge sind grundsätzlich nur dann fü r beide Ver­
tragsparteien verbindlich, w enn innerhalb eines Arbeitsvertrages 
ausdrücklich eine Bezugnahme au f diese Tarifverträge oder be­

2 ZM K I Jg. 36  I Ausgabe 4 I A p ril 2 0 2 0  I x x x -x x x



RECHTSTIF

stimmte tarifrechtliche Vorschriften erfo lg t. Da diese Tarifverträge 
jedoch eine Vielzahl von arbeitnehm erfreundlichen Vorschriften 
enthalten, w ie  z.B. die Verlängerung der Kündigungsfristen fü r 
den Zahnarzt oder die Zahlung eines 13. Monatsgehaltes, so llte  
in den  A rb e its v e rträ g e n  a u f g a r ke in e n  Fall a u f  diese T a rif­
v e rträ g e  Bezug g e n o m m e n  w e rd e n .

3 . Fallstrick: S o n d e rza h lu n g e n  falsch d e k la r ie r t
Gerade im  Bereich der Sonderzahlungen (W eihnachtsgeld, Ur­
laubsgeld, 13. M onatsgehalt etc.) w ird  durch fehlende oder feh­
lerhafte vertragliche Gestaltung der Arbeitsverträge sehr viel Geld 
verschenkt. Häufig w ird  der Fehler gemacht, dass eine Sonder­
zahlung als „1 3 . M onatsgeha lt" im Arbeitsvertrag bezeichnet 
w ird . Dabei w ird  von vielen Zahnärzten verkannt, dass die Be­
zeichnung einer Sonderzahlung als 13. M onatsgehalt dazu führt, 
dass der ZMF auf jeden Fall ein Rechtsanspruch auf diese Sonder­
zahlung zusteht, und zw ar auch dann, w enn ein Arbeitnehm er 
unterjährig ausscheidet, da es sich bei dem 13. Monatsgehalt um 
eine Sonderzahlung m it Entgeltcharakter und dam it um einen 
Rechtsanspruch der A rbe itnehm erin handelt. Künd ig t eine ZMF 
z.B. das Arbeitsverhältn is selbst zum 31.10. eines Jahres und ist 
im Arbeitsvertrag die Zahlung eines 13. Monatsgehaltes verein­
bart, s teht der ZMF ein Anspruch au f 10/12 des 13. M onatsge­
haltes zu.
Eine Sonderzahlung sollte daher nie als 13. Monatsgehalt bezeich­
net werden, sondern als freiwilliges Weihnachtsgeld oder Urlaubs­
geld. Zudem muss dringend darauf geachtet werden, dass der 
im Arbeitsvertrag enthaltene Freiw illigkeitsvorbehalt bezüglich 
dieser Sonderzahlung noch der aktuellen Rechtsprechung ent­
spricht, da die Rechtsprechung zwischenzeitlich an die Formu­
lierung eines wirksamen Freiwilligkeitsvorbehaltes sehr hohe A n­
forderungen stellt. Sollte der im Arbeitsvertrag entha ltene Frei- 
willigkeitsvorbehalt nicht mehr der aktuellen Rechtsprechung ent­
sprechen, fü h rt dies dazu, dass der ZMF, w enn sie 3-m al h inter­
einander in gleicher Höhe ein Urlaubs- oder Weihnachtsgeld er­
hält, im  4. Jahr ein Rechtsanspruch a u f diese Sonderzahlung 
zusteht, was tu n lich s t verm ieden w e rden  so llte . Aus diesem 
G rund so llten  A lta rbe itsverträge  schne lls tm ög lich  der neuen 
Rechtslage angepasst werden.
Zudem g ib t es die M öglichke it, eine Sonderzahlung m it einer 
R ückzah lungsk lause l dergestalt zu vereinbaren, dass der Ar­
beitnehm er die Sonderzahlung in vollem  Um fang zurückzahlen 
muss, w enn er bis zu einem bestim m ten Zeitpunkt nach Aus­
zahlung der Sonderzahlung ausscheidet. W ird  z.B. im Arbeits­
vertrag bezüglich des Weihnachtsgeldes vereinbart, dass die ZMF 
das Weihnachtsgeld zurückzuzahlen hat, wenn sie bis zum 28.02. 
des Folgejahres aus der Praxis ausscheidet, und künd ig t die ZMF 
beispielsweise das Arbeitsverhältnis selbst zum 31.01. des Folge­
jahres, wäre sie dazu verp flich te t, das gesamte W eihnachtsgeld 
aus dem Vorjahr w ieder zurückzuzahlen.

4 . Fallstrick: k e in e  o d e r u n w irk s a m e  Ausschlussfristen
Ausschlussfristen sind eine arbeitsrechtliche Besonderheit, m it 
denen vereinbart werden kann, dass z.B. sämtliche Ansprüche 
aus dem Arbeitsverhältn is innerhalb von 3 M onaten gegenüber 
der anderen Vertragspartei geltend gem acht werden müssen, 
w e il sie andernfalls verfallen. Die Ausschlussfristen sind insbe­

sondere bei Vergütungs- und Überstundenansprüchen von großer 
Bedeutung. Häufig werden Überstundenabgeltungsansprüche 
in großer Höhe erst bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses von 
einer ZMF geltend gemacht, w obe i es sich dabei durchaus um 
5-stellige Beträge handeln kann.
Um dies zu verhindern, ist es zw ingend erforderlich, w irksame 
Ausschlussfristen in den Arbeitsverträgen zu vereinbaren, da in 
diesem Fall die ZMF z.B. nur noch die Überstundenansprüche der 
letzten 3 M onate  geltend machen könnte  und alle übrigen A n­
sprüche bereits aufgrund der Ausschlussfristen verfallen sind. Da 
die Rechtsprechung an die Ausgestaltung der Ausschlussfristen 
sehr strenge A n fo rde ru n g en  ste llt, so llte  auch h ier d ringend  
darauf geachtet werden, dass die Ausschlussfristen der aktuellen 
Rechtsprechung genügen.

5. Fallstrick: U rlau bsan sp rü che  bei A usscheiden
Nach den Regelungen des Bundesurlaubsgesetzes steht einem 
A rbe itnehm er bei Ausscheiden in  der 2. Jahreshälfte der volle 
Urlaubsanspruch zu. Scheidet z.B. eine ZMF zum 31.07 .2020 
aus einer Zahnarztpraxis aus und fängt am 01.08.2020 bei einem 
anderen Zahnarzt an, steht ihr gegenüber dem bisherigen Zahn­
arzt ein Anspruch auf den vollen Urlaub in Höhe von z.B. 30 Ur­
laubstagen zu und n icht nur in Höhe des anteiligen (7/12). Die 
ZMF muss sich jedoch bei dem neuen Arbeitgeber diesen an sich 
zu viel erhaltenen Urlaub des bisherigen Arbeitgebers anrechnen 
lassen.
Um zu überprüfen, w ie  viel Urlaubstage die ZMF bei dem frühe­
ren Arbeitgeber bereits erhalten hat, sollte der neue Arbeitgeber 
sich von der ZMF zu Beginn des Arbeitsverhältnisses im m er eine 
sogenannte U rla u b sb e sch e in ig u n g  des früheren Arbeitgebers 
vorlegen lassen. W ürde der ZMF auch bei dem neuen A rbe it­
geber ein U rlaubsanspruch a u f 30 U rlaubstage zustehen und 
hätte  die ZMF durch ihren a lten Arbe itgeber bereits den vollen 
Urlaubsanspruch erhalten, müsste der neue Arbe itgeber ih r fü r 
dieses Jahr keine Urlaubsansprüche m ehr gewähren. Daher ist 
jedem  Zahnarzt d r in g e n d  zu  e m p fe h le n , sich bei Neueinstel­
lung einer M itarbeiterin  unbedingt eine U rlaubsbesche in igung  
des f rü h e re n  A rb e itg e b e rs  v o rle g e n  zu lassen, w o rau f auch 
ein Rechtsanspruch besteht.
Zudem sollte der Arbeitsvertrag m it der neuen ZMF die Verein­
barung enthalten, dass ih r im  A ustritts jahr nur der gesetzliche 
M indesturlaub zusteht, der bei einer 5-Tage-Woche lediglich 20 
Urlaubstage betragen w ürde . In diesem Fall müsste der Zahn­
arzt beim Ausscheiden der ZMF zum 31.07.2020 nicht den vollen 
Urlaubsanspruch in Höhe von 30 Urlaubstagen gewähren bzw. 
auszahlen, sondern nur den gesetzlichen M indesturlaub in Höhe 
von 20 Urlaubstagen. ■
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